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Worum geht es überhaupt?
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• In Spitälern, Rehabilitationskliniken und Langzeiteinrichtungen gelangen immer öfter 
Systeme zur Überwachung von Patientinnen und Bewohnenden zum Einsatz.

• Diese arbeiten unterschiedlich: Etwa mit Bild und Ton oder auch nur mit Bild, mit 
oder ohne Aufzeichnung, allenfalls auch nur mit Radardaten oder mit einer 
Übermittlung lediglich von Warnungen (z.B. Sturzwarnung) in das Stationszimmer. 
Beispiele:
- Qumea.com
- teton.ai
- Virtual Nurse

• Die SAMW hat sich in einer neuen, am 19. Mai 2026 veröffentlichten Stellungnahme 
mit der medizin-ethischen und rechtlichen Einordnung solcher Überwachungs-
systeme befasst.
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https://www.samw.ch/de/Ethik/Themen-A-bis-Z/Digitalisierung-in-der-Medizin/Digitale-Ueberwachung.html
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Schöne neue Welt?
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• Was kommt Ihnen in den Sinn, wenn Sie von diesen Entwicklungen hören?

• Welche Chancen und welche Risiken sehen Sie?

• Welche spezifischen rechtlichen, medizinischen, pflegerischen und medizin-
ethischen Herausforderungen müssen bedacht werden?

Ø menti-Umfrage

26. Mai 2026
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Übersicht

1. Worum geht es überhaupt?

2. Problemstellungen aus juristischer Sicht
Ø Persönlichkeitsschutz – Datenschutz

Ø Rechtliche Voraussetzungen für Grundrechts-
eingriffe im öffentlichen Recht

Ø Insbesondere zur Einwilligung / Vertreterentscheide 
für urteilsunfähige Patienten?

Ø Besondere Voraussetzungen bewegungseinschrän-
kender Massnahmen 

Ø Verantwortlichkeit

3. Überlegungen aus medizinischer und pflegerischer 
Sicht

4. Überlegungen aus medizin-ethischer Sicht

5. Versuch eines Fazits
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Problemstellungen aus juristischer Sicht

Prof. Dr. iur. Regina E. Aebi-Müller 9

• Sowohl im öffentlichen Recht als auch im Privatrecht ist die Persönlichkeit des 
Einzelnen geschützt. Zur rechtlich geschützten Persönlichkeit gehört auch das 
Recht auf Privatsphäre.

• Moderne technische Mittel ermöglichen es, grosse Mengen an Daten zu erheben, zu 
speichern oder sonstwie zu bearbeiten. Dadurch ist das Risiko von Persönlichkeits-
verletzungen erheblich grösser geworden. Die Datenschutzgesetzgebung dient 
daher spezifisch dem Persönlichkeitsschutz im Zusammenhang mit der Datenbear-
beitung. Die Terminologie darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es um den 
Schutz der Persönlichkeit geht, nicht um einen abstrakten Schutz von „Daten“ über 
eine Person.

Ø Die datenschutzrechtlichen Vorgaben dienen letztlich immer dem 
Persönlichkeitsschutz!

26. Mai 2026

Persönlichkeitsschutz – Datenschutz
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Unterscheide: Wo der Staat die Persönlichkeit des Einzelnen verletzt, gelangen die 
Grundrechte der Bundesverfassung zur Anwendung; wo private Akteure Persönlich-
keitsverletzungen begehen, ist Art. 28 ZGB (und evtl. Art. 328 OR) anwendbar.

Öffentliches Recht      Privatrecht (= Zivilrecht)

          Staat
 ‚Privatperson‘         ‚Privatperson‘
    
   ‚Privatperson‘ 

Beispiele: Gesundheitsgesetze, 
Spitalplanung, Öff. Personalrecht

Beispiele: zivilrechtlicher Persönlichkeits-
schutz, Auftragsrecht, privates Arbeitsrecht

Persönlichkeitsschutz – Datenschutz
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Problemstellungen aus juristischer Sicht
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• Ist bei einer Überwachung von Patientinnen und Patienten in Spitälern und Langzeit-
einrichtungen Privatrecht oder öffentliches Recht anwendbar?

• Das ist im Einzelnen strittig; klar ist allerdings: Jedenfalls in öffentlichen Spitälern ist 
öffentliches Recht anwendbar und daher kantonales Datenschutzrecht. In Privat-
spitälern und privaten Pflegeeinrichtungen kann (je nach Lehrmeinung) Privatrecht 
anwendbar sein – dann ist nicht das kantonale Datenschutzrecht anwendbar, 
sondern das Bundes-Datenschutzgesetz.

• Die wesentlichen datenschutzrechtlichen Grundsätze sind allerdings immer 
dieselben; im Folgenden wird auf die Unterscheidung nur noch eingegangen, wo es 
wesentliche Unterschiede gibt.

26. Mai 2026
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Warum ist die (digitale) Überwachung eine Persönlichkeitsverletzung?
• Anspruch des Einzelnen, sich nicht dauernd beobachtet zu fühlen.

• Auch Lebensäusserungen und Unterhaltungen, die an sich nicht „verwerflich“ sind, sollen nicht jedermann 
zugänglich sein (daher trägt das Argument, man habe nichts zu verbergen, nicht).

• Grundsätzlich soll der Einzelne selber bestimmen, wer welches Wissen über ihn haben soll.

• Die dauerhafte Beobachtung führt dazu, dass der Betroffene (wenn er darum weiss) sich anders verhält 
als unbeobachtet oder dass er (wenn er nicht darum weiss) sich unter falschen Prämissen verhält.

• Die dauerhafte Beobachtung löst erheblichen Stress aus, weil man sich über jede Lebensäusserung 
Gedanken machen und ggf. Reaktionen erwarten muss.

• Die Aufzeichnung führt darüber hinaus dazu, dass auch spontane Lebensäusserungen erhalten bleiben.

• Der persönliche Rückzugsort geht verloren.

Ø Je nach Art der Überwachung und je nach Dauer des Aufenthalts im Spital bzw. der 
Pflegeeinrichtung ist der Eingriff in die Persönlichkeit mehr oder weniger schwerwiegend.
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Persönlichkeitsschutz – Datenschutz
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Problemstellungen aus juristischer Sicht
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Dass die Überwachung eine Persönlichkeitsverletzung darstellt, heisst nicht, dass sie nicht erlaubt 
ist. Für Grundrechtseingriffe (d.h. im öffentlichen Recht) müssen aber kumulativ mehrere 
Voraussetzungen erfüllt sein:

1. Gesetzliche Grundlage – je nach Schwere des Grundrechtseingriffs, muss diese mehr oder 
weniger konkret sein; bei schweren Grundrechtseingriffen braucht es eine Grundlage in einem 
formellen Gesetz (eine Verordnung o.ä. genügt nicht).

2. Öffentliches Interesse – worin liegt dieses bei der digitalen Patientenüberwachung? Genügt 
eine (angebliche) Effizienzsteigerung? Dient die Überwachung der Patientensicherheit? Darauf 
ist zurückzukommen!

3. Verhältnismässigkeit – es braucht immer (!) eine Abwägung zwischen den Interessen des 
Einzelnen, den konkreten Grundrechtseingriff nicht dulden zu müssen, mit den öffentlichen 
Interessen an genau diesem Eingriff. 

26. Mai 2026

Rechtliche Voraussetzungen für Grundrechtseingriffe 
im öffentlichen Recht
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Beispiele zur Verhältnismässigkeit:
• Eine digitale Überwachung mittels Bild und/oder Ton im Patientenzimmer ist dann in der Regel nicht erforderlich, wenn eine 

Gesundheitsfachperson im Raum anwesend ist; daher muss eine Deaktivierung des Systems in dieser Zeitspanne 
erfolgen.

• Die Anwesenheit anderer Personen (u.a. Angehörige, Seelsorger etc.) führt in aller Regel ebenfalls dazu, dass eine 
digitale Überwachung nicht erforderlich, dafür aber besonders problematisch ist; daher ist das System bei solchen 
Besuchen temporär zu deaktivieren (Ausnahmen sind denkbar, u. a. auf Intensivstationen).

• Ein System, das der effizienteren Ressourcenplanung des Personals dient, darf nicht als Nebeneffekt zu einer dauer-
haften Überwachung von Patienten führen, vielmehr sind deutlich weniger invasive Alternativen zu prüfen, etwa eine vom 
Patienten ausgehende akustische (z. B. telefonische) Kontaktaufnahme mit dem Stationszimmer.

• Eine lückenlose visuelle Überwachung eines Patienten aufgrund eingeschränkter motorischer Fähigkeiten ist nur dann zu 
rechtfertigen, wenn der Patient sich nicht mit anderen Hilfsmitteln melden kann, z. B. über einen selber auslösbaren Bewe-
gungsmelder. Verfügt er über eine solche Möglichkeit, sollte er selbst bestimmen dürfen, wann er sich meldet. Reicht für die 
Kontaktaufnahme ein auditives System, rechtfertigt sich eine zusätzliche visuelle Überwachung nicht (und umgekehrt).

• Der Eingriff in die Privatsphäre ist schwerwiegender, wenn nicht nur ein Echtzeit-Monitoring, sondern eine (temporäre oder 
gar dauerhafte) Speicherung der Aufnahmen erfolgt. Letztere ist für den Zweck der Überwachung in aller Regel nicht 
erforderlich und daher insoweit unzulässig. 

26. Mai 2026
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Lassen sich die genannten Voraussetzungen nicht einfach umgehen durch die 
(aufgeklärte) Einwilligung des Patienten?

• Die Einwilligung als Rechtfertigungsgrund einer Persönlichkeitsverletzung ist grundsätzlich 
unproblematisch, sofern und soweit (!) die Überwachung unmittelbar Teil der Behandlung 
ist; dann ist – wie für den ärztlichen Eingriff – eine aufgeklärte Einwilligung möglich. Bei den 
hier interessierenden Systemen trifft dies allerdings gerade nicht zu (anders z.B. Überwa-
chung von Vitalparametern, z.B. Sauerstoffsättigung, Blutdruck usw.).

• Im Übrigen lassen sich die erläuterten Grundsätze für Grundrechtseingriffe nicht durch 
eine Einwilligung aushebeln. Anders verhält es sich im Privatrechtsverhältnis (darauf wird hier 
aber nicht näher eingegangen).

• Eine gültige Einwilligung würde zudem Freiwilligkeit (auch Abwesenheit von indirekter 
Druckausübung usw.) und Urteilsfähigkeit voraussetzen; wegen der besonderen Vulnerabilität 
von Patientinnen und Patienten dürfte von Freiwilligkeit jedenfalls nur ganz zurückhaltend 
ausgegangen werden.

26. Mai 2026
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Kann für einen urteilsunfähigen Patienten der gesetzliche Vertreter einwilligen?

• Soweit eine gültige Einwilligung überhaupt zulässig ist (siehe vorne), setzt sie voraus, dass 
der Betroffene diesbezüglich urteilsfähig ist, d.h. u.a. die Tragweite der Überwachung ver-
steht. Bei Urteilsunfähigkeit gibt es nicht gewissermassen „automatisch“ einen gesetzlichen 
Vertreter, der für jegliche Belange an Stelle des Betroffenen handeln könnte Minderjährigen, 
darauf kann vorliegend nicht weiter eingegangen werden).

• Die stellvertretende Einwilligung nach Art. 377/378 ZGB durch bestimmte Angehörige oder 
andere Vertreter bezieht sich nur auf medizinische Behandlungsentscheide. Eine Einwilli-
gung in eine Überwachung, die nicht unmittelbar der Behandlung dient, ist durch diese 
Bestimmungen nicht gedeckt und nicht zulässig. 

• Dazu kommt, dass Angehörige eine Überwachungsmassnahme womöglich anders bewerten 
als der Betroffene – nur auf dessen mutmasslichen Willen kommt es bei Stellvertreterent-
scheiden aber an! Auch aus diesem Grund darf nicht auf die Zustimmung Angehöriger 
abgestellt werden.
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• Für urteilsunfähige Personen in Wohn- und Pflegeeinrichtungen ist – neben den bereits 
genannten Vorbehalten – an die Art. 383 ff. ZGB zu denken. 

• Nach diesen Bestimmungen sind bei der Anwendung bewegungseinschränkender Massnah-
men besondere Voraussetzungen zu prüfen und es bestehen besondere Informations- 
und Protokollierungspflichten.

• Digitale Überwachungssysteme können als bewegungseinschränkende Massnahmen ein-
gesetzt werden, z.B. wenn sie dazu dienen, zu verhindern, dass ein Patient das Bett oder 
das Zimmer verlässt. Entscheidend ist, ob der Betroffene subjektiv den Eindruck erhält, er sei 
eingesperrt bzw. in seiner Bewegungsfreiheit eingeschränkt. Die genannten Normen sind 
dann anwendbar, obschon keine „mechanischen“ Schranken bestehen.

• Die Art. 383 ff. ZGB sind für fürsorgerisch untergebrachte Menschen analog anwendbar 
(Art. 438 ZGB).

26. Mai 2026
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Welche haftungsrechtlichen Fragen stellen sich bei digitaler Überwachung?

• Für den Patienten ändert sich nichts: Er kann bei einer fehlerhaften Behandlung oder 
Betreuung, die zu einem Schaden führt, immer direkt gegen das Spital vorgehen.

• Ob die Möglichkeit von Überwachungssystemen zu einem höheren Sorgfaltsmassstab führt 
(d.h. rascher eine Sorgfaltspflichtverletzung des Spitals vorliegt, wenn eine Krise des 
Patienten nicht erkannt wird), kann derzeit nicht abgeschätzt werden – das hängt davon ab, 
ob bzw. welche Systeme sich in der Praxis etablieren. 

• Führt die Anwendung von digitalen Überwachungssystemen an Stelle der herkömmlichen 
Überwachung (z.B. Sitzwache) zu einem Schaden, ist nach heutigem Stand der Rechtspre-
chung eine Haftung des Spitals wohl zu bejahen.

• Zu denken ist u.a. an das Problem der „Alarm Fatigue“ und daran, dass eine einzelne 
Pflegefachperson womöglich viel mehr Patienten gleichzeitig überwachen bzw. betreuen 
muss, was zu Fehlern oder Verzögerungen führen kann. Dafür ist jedoch das Spital verant-
wortlich, nicht die Pflegefachkraft!

26. Mai 2026
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Überlegungen aus medizinischer und 
pflegerischer Sicht
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• Digitale Überwachungssysteme werden als Möglichkeit zur Entlastung des Pflegepersonals 
und als Mittel zur Effizienzssteigerung beworben. Zudem soll die Patientensicherheit 
erhöht werden.

• Ob diese Ziele erreicht werden können, ist allerdings (mehr als) fraglich. Dazu nur wenige 
Hinweise (siehe für Einzelheiten die SAMW-Stellungnahme):

- Die wissenschaftliche Evidenz (z.B. betr. Sturzprävention) ist derzeit sehr dünn.

- Auf normalen Stationszimmern (Bsp. LUKS) gibt es für eine Video- und Tonüberwachung kaum 
vernünftige Gründe. Personal vor Ort kann zudem besser einschätzen, wie es dem Patienten geht.

- Delir- und Palliativpatienten sind zwingend auf persönliche Betreuung angewiesen.

- Auf Intensivstationen ist eine engmaschige Überwachung zwingend erforderlich, allerdings muss 
u.U. so rasch gehandelt werden, dass eine Remote-Überwachung ohnehin nicht funktioniert.

- Aus Sicherheitsüberlegungen kann im Notfallbereich eine Videoüberwachung zulässig sein 
(Unterstützung von Sicherheitspersonal).

26. Mai 2026
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Ethische Fragestellungen (für Einzelheiten siehe Stellungnahme SAMW):

• Schutz der Privatsphäre („Right to Privacy“) – Problem des Verlusts eines persönlichen 
Rückzugsorts wird durch digitale Überwachung verschärft. Diese muss daher aus ethischer 
Sicht auf das absolut Notwendige beschränkt werden.

• Wahrung der menschlichen Würde – dies ist vor allem relevant bei Situationen besonderer 
Intimität.

• Tritt digitale Überwachung an Stelle persönlicher Betreuung, verändert sich nicht nur die Art 
der Interaktion, sondern es wird auch die Beziehung zwischen Patient und Gesundheits-
fachpersonal unmittelbar beeinflusst, was auch die Behandlung beeinträchtigen kann. 

• Menschliche Betreuung und Zuwendung ist aus der Perspektive der Fürsorge unverzicht-
bar.

• Aus organisationsethischer Sicht dürfen Überwachungssysteme nicht alleine der Effizienz-
steigerung dienen.

26. Mai 2026
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Versuch eines Fazits
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v Die Vorzüge digitaler Überwachungssysteme, die durch Hersteller und anwendende 
Gesundheitseinrichtungen hervorgehoben werden, sollten nicht grundsätzlich in Abrede 
gestellt werden. Es ist jedoch sorgfältig zu prüfen, ob es dafür verlässliche wissenschaft-
liche Evidenz gibt.

v Auch wenn mit digitalen Überwachungssystemen Vorteile für die Patientensicherheit 
einhergehen und eine Entlastung von Pflegefachpersonal erreicht werden kann, sind diese 
Vorteile abzuwägen gegenüber den damit verbundenen Nachteilen.

v Aus rechtlicher Perspektive ist ein Verweis auf eine Einwilligung oder gar stellvertretende 
Einwilligung ungenügend. Es bedarf vielmehr der sorgfältigen Abklärung im Einzelfall, 
ob die konkret vorgesehene Überwachungsmassnahme – die immer eine Verletzung der 
Persönlichkeit beinhaltet – gerechtfertigt ist. 

v Ein unreflektierter „flächendeckender“ Einsatz von Überwachungssystemen ist jedenfalls 
nicht zulässig, vielmehr braucht es eine spezifische Indikation.

v Besondere Bedeutung kommt dabei der Verhältnismässigkeitsprüfung zu.

v Die Verantwortung (und ggf. Haftung) für den Einsatz von digitaler Überwachung liegt bei 
der Institution.

20. Mai 2026
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VIELEN DANK 
FÜR IHRE 
AUFMERKSAMKEIT!
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Vizepräsidentin der Zentralen Ethikkommission der SAMW
regina.aebi@unilu.ch
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